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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/13 Bürgermeister- und Presseamt 13-2/314/2013 
 

Anfrage der Fraktion Grüne Liste vom 24.06.2013: Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes über Fraktionsgeschäftsführungszuschüsse 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 

18.09.2013 Ö Kenntnisnahme verwiesen 

Stadtrat 26.09.2013 Ö Kenntnisnahme zur Kenntnis genommen 

 
 
Beteiligte Dienststellen 
30 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Das Bundesverwaltungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 5. Juli 2012 Regelungen über die 
Rechtmäßigkeit der Bemessung von Zuschüssen zur Geschäftsführung von Stadtratsfraktionen 
getroffen. 
Danach darf es bei unterschiedlich großen Fraktionen keine lineare proportionale Verteilung auf 
die Fraktionen geben. Nötig sind sachgerechte Verteilungsmaßstäbe, z. B. ein Kombinationsmo-
dell mit einem von der Fraktionsstärke unabhängigen Sockelbetrag zzgl. einem Betrag pro Frakti-
onsmitglied. 
In Erlangen werden die Fraktionszuschüsse nach einem Modell wie oben beschrieben berechnet 
und ausbezahlt. Die Höhe des Sockelbetrages/Grundbetrages ist nach der Größe der Fraktionen 
gestaffelt, hinzu kommt ein Betrag pro Fraktionsmitglied. 
Die Staffelung des Sockelbetrages ist nach Ansicht der Verwaltung rechtmäßig, da die Gewährung 
eines Sockelbetrages die Tatsache berücksichtigt, dass ein gewisser Kostenbedarf unabhängig 
von der Fraktionsgröße besteht. Eine Staffelung des Grundbetrages ist zulässig, da der organisa-
torische und koordinierende Aufwand der Geschäftsführungen, die überwiegend durch die Ge-
schäftsführungszuschüsse finanziert werden, bei größeren Fraktionen höher ist, als bei kleinen 
Fraktionen. 
Die Verwaltung sieht daher keinen Änderungsbedarf bei der Berechnung der Geschäftsführungs-
zuschüsse der Fraktionen. 
 
 
Anlagen: Anfrage der Fraktion Grüne Liste vom 24.06.2013 
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III. Behandlung im Gremium 

Beratung im Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 18.09.2013 
 
Protokollvermerk: 
Die Vorlage wird dem Stadtrat zur Kenntnis gegeben.  
 
 
gez. Dr. Balleis gez. Lerche 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
Beratung im Stadtrat am 26.09.2013 
 
Protokollvermerk: 
Die Mitteilung zur Kenntnis wird auf Antrag von Herrn StR Bußmann zum Tagesordnungspunkt 
erhoben. Er bezweifelt, dass die Erlanger Regelung der Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richtes entspricht, nachdem das Ergebnis des Auszahlungsbetrages doch zu einer linearen Aus-
gestaltung des Fraktionsgeschäftsführungszuschusses führt. 
Frau berufsm. StRin Wüstner sagt eine nochmalige Überprüfung unter diesem Gesichtspunkt zu.  
 
Ergebnis/Beschluss: 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 
 
gez. Dr. Balleis gez. Lerche 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
V. Zum Vorgang 
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